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(Nr. 13417.) Verordnung über die Einführung des Geſetzes über die Erhebung einer vorläufigen 
Steuer vom Grundvermögen für das Gebiet des ehemaligen Freiſtaats Waldeck. Vom 
8. Mai 1929. 8 
Auf Grund des Artikels 2 § 13 Abſ. 2 des zwiſchen Preußen und Waldeck über die Ver⸗ 
einigung Waldecks mit Preußen am 23. März 1928 abgeſchloſſenen Staatsvertrags in Verbindung 
mit $ 2 des Geſetzes über die Vereinigung des Freiſtaats Waldeck mit dem Freiſtaate Preußen 
vom 25. Juli 1928 (Geſetzſamml. S. 179) wird folgendes verordnet: 


Einziger Artikel. 
Das Geſetz über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 
14. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 29) mit den dazu ergangenen Abänderungen wird nebſt den 
dazugehörigen Ausführungsbeſtimmungen und Verwaltungsvorſchriften für das Gebiet des 
ehemaligen Freiſtaats Waldeck mit Wirkung vom 1. April 1929 in Kraft geſetzt. 


Berlin, den 8. Mai 1929. 


(Siegel.) Das Preußzſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13418.) Verordnung über die Regelung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1929. Vom 
8. Mai 1929. | 

Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit 
dem Ständigen Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 

Die Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer (Gewerbeſteuer⸗ 
verordnung) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. März 1927 (Geſetzſamml. S. 21) 
und des Geſetzes über die Regelung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1928 vom 13. März 
1928 (Geſetzſamml. S. 16) wird wie folgt geändert: 


§ 1. 

1. Artikel 1 § 5 Abſ. 2b erhält folgende Faſſung: 
Gehälter, Tantiemen oder unter ſonſtiger Benennung gewährte Vergütungen, 
die von einer offenen Handelsgeſellſchaft oder einer anderen Geſellſchaft, bei der der 
Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des Gewerbebetriebs anzuſehen 
iſt, an ihre Geſellſchafter oder von einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien an die 
perſönlich haftenden Geſellſchafter für die der Geſellſchaft geleiſteten Arbeiten und 
Dienſte entrichtet worden ſind. 
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2. Artikel J § 5 Abſ. 2 erhält folgende. neue Ziffer bb: 


bb) Gehälter, Tantiemen oder unter ſonſtiger Benennung gewährte Vergütungen, die 
von Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Kolonialgeſellſchaften, 
bergbautreibenden rechtsfähigen Vereinigungen und nichtrechtsfähigen Berg⸗ 
gewerkſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, Genoſſenſchaften, Verſiche⸗ 
rungsvereinen auf Gegenſeitigkeit, Hypothekenbanken und Schiffbeleihungsbanken 
an ihre an dem Unternehmen weſentlich beteiligten Geſellſchafter für die der 
Geſellſchaft geleiſteten Arbeiten und Dienſte entrichtet worden ſind. Als weſentlich 
beteiligter Geſellſchafter gilt eine Perſon, wenn ſie oder ihre Angehörigen (§ 47 
Abſ. 1 Nr. 2, 3 der Reichsabgabenordnung) unmittelbar oder durch Vermittlung 
eines Treuhänders oder eines in der genannten Rechtsform betriebenen Unter⸗ 
nehmens zuſammen zu mehr als einem Viertel beteiligt ſind. 


82. 
Artikel J 8 5 erhält folgenden Abſatz 5: 5 f 

(6) Steht der Ertrag aus einem nach $ 1 ſteuerpflichtigen een infolge 
beſonderer Vereinbarungen des Unternehmens mit einem anderen in offenbarem 
Mißverhältnis zu dem Ertrage, der ſonſt bei Unternehmen gleicher oder ähnlicher 
Art erzielt wird, ſo kann dieſer Ertrag, mindeſtens aber die übliche Verzinſung 
des dem Betriebe dienenden Kapitals bei der Ertragsermittlung des Unternehmens 
angeſetzt werden. Als Kapital im Sinne dieſer Vorſchrift gilt das Gewerbekapital, 
einſchließlich der von der Grundvermögenſteuer betroffenen Gegenſtände. § 33 Abſ. 2 
des Reichseinkommenſteuergeſetzes findet ſinngemäße Anwendung. 


8 88, 
Artikel IS 11 erhält folgende Faſſung: 8 
(1) Der Steuerſatz nach dem Gewerbeertrage beträgt für die erſten angefangenen 

oder vollen 1500 Nel des abgabepflichtigen Ertrags % vom Hundert, für die 
weiteren angefangenen oder vollen 1200 Ne des abgabepflichtigen Ertrags 

1 vom Hundert, für die weiteren angefangenen oder vollen 1200 AM des abgabe⸗ 
pflichtigen Ertrags 1½ vom Hundert, für die weiteren Beträge 2 vom Hundert. 

(2) Die Steuerſätze für die erſten 3900 RM des abgabepflichtigen Ertrags 
ermäßigen ſich bei Lohngewerbetreibenden (insbeſondere ſelbſtändigen Zwiſchen⸗ 
meiſtern und Hausgewerbetreibenden) auf die Hälfte der im Abſ. 1 beſtimmten Sätze. 


84. 
Artikel I § 14 erhält folgenden Abſatz 2: 

(2) Bei Betrieben, deren Lohnſumme den Betrag von 18 000 RM nicht über⸗ 
ſteigt, wird ein Betrag von 6000 RAM abgezogen. Hat die Steuerpflicht nur 
während eines Teiles des Rechnungsjahrs beſtanden, ſo ermäßigen ſich dieſe Beträge 
entſprechend. 


5 5. 
Artikel IS 16 Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 

(4) Der Veranlagung des Steuergrundbetrags nach der Lohnſumme iſt die 
Lohnſumme zugrunde zu legen, die von dem Unternehmen in dem Rechnungsjahre, 
für welches die Veranlagung erfolgt, entrichtet worden iſt. Die Lohnſumme wird 
nur auf Antrag des Steuerpflichtigen oder einer beteiligten Gemeinde veranlagt, 
ſofern ein berechtigtes Intereſſe an der Veranlagung dargetan wird. Abſ. 2 Satz 3 
findet keine Anwendung. Der Antrag auf Veranlagung der Lohnſummenſteuer 
iſt nur zuläſſig innerhalb der erſten drei Monate nach Ablauf des für die Ver- 
anlagung maßgebenden Rechnungsjahrs. 
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u § 6. n 
Artikel 1 8 47 a erhält folgende Faſſung: 2 

(1) Die Gewerbeſteuer nach dem Ertrag und Kapital iſt in vierteljährlichen 
Teilen bis zum 15. des zweiten Monats des Kalendervierteljahrs zu entrichten. 

(2) Soweit die nach der Veranlagung der Steuer nach dem Ertrage, dem Kapital 
oder der Lohnſumme zu leiſtenden fälligen Beträge auf die einzelnen Steuerarten 
die geleiſteten Vorauszahlungen (§ 53) überſteigen, iſt der Unterſchied innerhalb 
eines Monats nach Zuſtellung des Veranlagungsbeſcheids zu entrichten. Soweit 
die geleiſteten Vorauszahlungen die nach der Veranlagung zu leiſtenden fälligen 
Beträge überſteigen, ſind ſie nach der Veranlagung bis zur Höhe der geleiſteten 
Vorauszahlungen zu erſtatten, ſobald der Veranlagungsbeſcheid unanfechtbar 
geworden iſt. 

Bis 
Artikel 1 8 53 erhält folgende Faſſung: 

() Bis zum Empfange des Veranlagungsbeſcheids über die Gewerbeſteuer 
nach dem Ertrag und dem Kapital hat der Steuerſchuldner auf jede dieſer Steuer⸗ 
arten Vorauszahlungen nach Maßgabe der zuletzt veranlagten Steuergrundbeträge 

und der für das vorangegangene Rechnungsjahr beſchloſſenen Zuſchläge zu leiſten. 

(2) Die Vorauszahlungen auf die Steuer nach der Lohnſumme ſind, ſofern 
die Gemeinde nicht einen längeren Zeitraum beſtimmt, nach Maßgabe der monat⸗ 
lichen Lohnſumme bis zum 15. des folgenden Monats zu entrichten. Überſteigt die 
in dem maßgebenden Monat entrichtete Lohnſumme nicht den Betrag von 1500 RM, 
ſo iſt der den Vorauszahlungen zugrunde liegende Steuergrundbetrag um 0,50 Ah 
zu kürzen. Sind mehrere Gemeinden hebeberechtigt, ſo iſt die Kürzung anteilmäßig 
vorzunehmen. Bis zur Beſchlußfaſſung über die Höhe der Zuſchläge, längſtens 
jedoch bis zum 30. Juni, ſind die Vorauszahlungen auf die Lohnſummenſteuer nach 
Maßgabe der für das vorangegangene Rechnungsjahr zuletzt beſchloſſenen Zuſchläge 
fortzuentrichten. § 41 Abſ. 5 findet Anwendung. Mit der Entrichtung der 

Vorauszahlungen auf die Lohnſummenſteuer hat der Steuerſchuldner der hebe- 
berechtigten Gemeinde eine Erklärung über die Höhe der dem Betrieb erwachſenen 
Lohnſumme, der in der Betriebsſtätte erwachſenen Lohnſumme und über die Zahl 
der in dem Betrieb und in der Betriebsſtätte beſchäftigten Arbeitnehmer abzugeben. 
Dieſe Erklärung gilt als Steuererklärung. 


§ 8. 
Artikel IS 66 a erhält folgenden Abſatz 2: 
(2) Die Amtsdauer der auf Grund des § 24 gewählten und ernannten Beiſitzer 
der Berufungsausſchüſſe wird bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung verlängert. 
89. 
Im Artikel III werden die Worte „für die Rechnungsjahre 1927 und 1928“ erſetzt durch die 
Worte „für die Rechnungsjahre 1927, 1928 und 1929“, ferner die Worte „bis zum 31. März 1929“ 
durch die Worte „bis zum 31. März 1930“. f A 
§ 10. 
(1) Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1929 in Kraft. 


(2) Die Gültigkeit der Zuſchlagsbeſchlüſſe der Gemeinden und der Umlagebeſchlüſſe der 
Gemeindeverbände für das Rechnungsjahr 1929 wird durch den ſpäteren Erlaß dieſer Verordnung 
nicht berührt. 


Berlin, den 8. Mai 1929. 


(Siegel! Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Schreiber. Grzeſinski. 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 
In Nr. 6 des Miniſterialblatts der Handels- und Gewerbeverwaltung vom 8. April 1929 auf 
S. 73 iſt ein Erlaß vom 11. März 1929, betreffend Ergänzung der Vorſchriften für den Gewerbebetrieb 
der Perſonen, die fremde Rechtsangelegenheiten und bei Behörden wahrzunehmende Geſchäfte beſorgen, 
oder die über Vermögensverhältniſſe oder perſönliche Angelegenheiten Auskunft erteilen, vom 12. Mai / 
10. Juni 1920, verkündet, der ſofort in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 11. April 1929. 
Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. September 1928 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Bretleben und Um— 
gegend, e. G. m. b. H. in Bretleben, für den Umbau der 10 000 Volt-Ringleitung Bret⸗ 
leben —Frankenhauſen—Bilzingsleben —Gorsleben —Bretleben 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 14 S. 62, ausgeben am 6. April 1929; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts⸗Aktiengeſellſchaft 
zu Berlin für den Bau einer 220 000 Volt⸗Doppelleitung von der Freiluftſtation Lehrte 
bei Hannover über Hardegſen nach Borken 
durch die Amtsblätter der Regierung in Kaſſel Nr. 12 S. 75, ausgegeben am 23. März 1929, 
der Regierung in Hildesheim Nr. 12 S. 56, ausgegeben am 23. März 1929, und der Regierung 
in Lüneburg Nr. 13 S. 75, ausgegeben am 30. März 1929; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Wohlau für den Bau einer 
Chauſſee von Gimmel nach Tſcheſchen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 15 S. 109, ausgegeben am 13. April 1929; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Wetter (Ruhr) für 
die Erweiterung des kommunalen Friedhofs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 16 S. 59, ausgegeben am 20. April 1929; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Rheinprovinz 
für den Bau einer Umgehungsſtraße bei dem Orte Pommern innerhalb der Gemarkung 
Pommern 
durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 16 S. 59, ausgegeben am 13. April 1929; 
5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. März 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Marienheide für den Bau 
einer Gruppenwaſſerleitung 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 16 S. 61, ausgegeben am 20. April 1929; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. April 1929 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Zeltingen-Rachtig für den 
Bau eines Weinbergswegs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 16 S. 43, ausgegeben am 20. April 1929. 


to 


en 


— 
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